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1. Multilaterale Verträge zur friedlichen Nutzung der Kernenergie (mit-
Fundstellen)

Im Folgenden werden in einer nach Abschlussdatum geordneten chronologischen Über-

sicht die multilateralen Abkommen aufgeführt, in denen die friedliche Nutzung der

Kernenergie verankert ist. Unterscheiden lassen sich Verträge, die der Förderung und

Sicherung der Kernenergie dienen und solche, die den Ausschluss der militärischen

Nutzung zum Gegenstand haben.

1.1. Verträge zur Förderung und Sicherung der Kernenergie

 Satzung der Internationalen Atomenergiebehörde (IAEA)1 vom 26. Oktober
1956, in deren Art. III (Aufgaben) die Förderung der friedlichen Nutzung der Kern-
energie genannt wird.

 Vertrag zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft (EURATOM)2

vom 25. März 1957, der in seiner Präambel betont, dass die Kernenergie „eine un-
entbehrliche Hilfsquelle (…) für den friedlichen Fortschritt darstellt“.3

 Übereinkommen über die Errichtung einer Sicherheitskontrolle auf dem Ge-
biet der Kernenergie4 vom 20. Dezember 1957, um die Erzeugung und Verwen-
dung von Kernenergie in den Mitgliedstaaten der Organisation für Europäische
Wirtschaftliche Zusammenarbeit zu fördern. Geschlossen wurde der Vertrag in der
Erwägung, dass das gemeinsame Vorgehen „die Entwicklung der europäischen
Kernenergie Industrie auf ausschließlich friedliche Ziele“ ausrichten soll und keinen
militärischen Zwecken dienen darf.

 Vertrag über die Nichtverbreitung von Kernwaffen5 vom 1. Juli 1968 (soge-
nannter Atomwaffensperrvertrag oder Nuklearer Nichtverbreitungsvertrag), der in
seiner Präambel den Grundsatz bekräftigt, „dass die Vorteile der friedlichen An-
wendung der Kerntechnik (…) allen Vertragsparteien (…) für friedliche Zwecke zu-
gänglich sein sollen“. Der Informationsaustausch bei der friedlichen Kernenergie-
nutzung ist in Art. IV, die Grenzen der Zulässigkeit der friedlichen Anwendung von
Kernsprengungen sind in Art. V geregelt.

1 Gesetz vom 27.9.1957, BGBl. 1957 II, S. 1357, deutsche Übersetzung in BGBl. 1958 II, S. 4.

2 Vertrag vom 25.3.1957, BGBl. 1957 II, S. 1014.

3 Eine Aufstellung der zwischen der Europäischen Atomgemeinschaft und zahlreichen Staaten ge-
schlossenen Verträge zur friedlichen Nutzung der Kernenergie findet sich unter: http://eur-

lex.europa.eu/de/legis/latest/chap1240.htm [Stand 4.10. 2008].

4 Gesetz vom 26.5.1959, BGBl. 1959 II, S. 585.

5 Gesetz vom 4.10.1974, BGBl. 1976 II, S. 552.
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 Übereinkommen über ein Internationales Energieprogramm6vom 18. Novem-
ber 1974, das zur Verringerung der Abhängigkeit von Öleinfuhren die „Entwicklung
alternativer Energiequellen wie (…) Kernenergie“ erlaubt (Art. 42 Abs. 1 b).

 Übereinkommen vom 26. Oktober 1979 über den physischen Schutz von Kern-
material7, in dessen Präambel das Recht aller Staaten auf die Anwendung der Kern-
energie für friedliche Zwecke und deren berechtigtes Interesse an den „möglichen
Vorteilen der friedlichen Anwendung der Kernenergie“ anerkannt wird.

 Vereinbarung über die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der natriumgekühlten
Brutreaktoren8 vom 10. Januar 1984, mit dem Ziel der langfristigen Sicherung der
Energieversorgung durch die friedliche Nutzung der Kernenergie.

 Übereinkommen vom 26. September 1986 über die frühzeitige Benachrichti-
gung bei nuklearen Unfällen sowie Übereinkommen vom 26. September 1986
über Hilfeleistung bei nuklearen Unfällen oder radiologischen Notfällen9, die
Regelungen für Unfälle u.a. bei der friedlichen Nutzung der Kernenergie enthalten.

 Übereinkommen vom 20. September 1994 über nukleare Sicherheit10, das in Art.
II (Begriffsbestimmungen) den Anwendungsbereich des Übereinkommens auf „orts-
gebundene zivile Kernkraftwerke“ begrenzt und somit von der Zulässigkeit der
friedlichen Nutzung der Kernenergie ausgeht.

 Gemeinsames Übereinkommen vom 5. September 1997 über die Sicherheit der
Behandlung abgebrannter Brennelemente und über die Sicherheit der Behand-
lung radioaktiver Abfälle11, dessen Ziel die Erreichung eines „weltweit hohen
Standards bei der Behandlung abgebrannter Brennelemente“ ist (Art. 1).

 Übereinkommen über die Zusammenarbeit im Bereich der Verwendung des
bei der Zerlegung der zu reduzierenden russischen Kernwaffen anfallenden
Plutoniums für friedliche Zwecke12 vom 2. Juni 1998, das in Art. VIII die Weiter-
gabe von Materialien, Anlagen, Ausrüstungen und Leistungen „ausschließlich zu
friedlichen Zwecken“ vorsieht.

 Rahmenübereinkommen über ein mehrseitiges Nuklear- und Umweltpro-
gramm in der Russischen Föderation (MNEPR)13 vom 21. Mai 2003 und Proto-
koll zu Ansprüchen, rechtlichen Verfahren und Haftungsfreistellung, ebenfalls

6 Gesetz vom 30.11.1974, BGBl. 1975 II, S. 702. Das Übereinkommen basiert auf dem OECD-
Beschluss vom 15.11.1974 zur Errichtung einer „Internationalen Energie-Agentur“.

7 Gesetz vom 24.4.1990, BGBl. 1990 II, S. 326.

8 Gesetz vom 21.3.1984, BGBl. 1984 II, S. 516.

9 Beide im Gesetz vom 16.5.1989, BGBl. 1989 II, S. 434, 441.

10 Gesetz vom 7.1.1997, BGBl. 1997 II; S. 130.

11 Gesetz vom 13.8.1998, BGBl. 1998 II, S. 1752.

12 Gesetz vom 2.2.1999, BGBl. 1999 II, S. 298.

13 Gesetz vom 27.7.2005, BGBl. 2005 II, S. 669.
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vom 21. Mai 2003; beide dienen der Zusammenarbeit im Bereich Behandlung und
Beseitigung radioaktiver Abfälle.

1.2. Verträge zum Ausschluss der militärischen Nutzung der Kernenergie

 Antarktis-Vertrag14 vom 1. Dezember 1959, der in Art. I die Nutzung der Antark-
tis „nur für friedliche Zwecke“ vorsieht. Art. V lautet: „Kernexplosionen und die
Beseitigung radioaktiven Abfalls sind in der Antarktis verboten.“

 Vertrag über die Grundsätze zur Regelung der Tätigkeiten von Staaten bei der
Erforschung und Nutzung des Weltraums, einschließlich des Mondes und an-
derer Himmelskörper (Weltraumvertrag)15 vom 27. Januar 1967, der in Art. IV
die Stationierung von Kernwaffen im Weltraum verbietet. Zugleich schreibt Art. IV
die ausschließlich friedliche Nutzung des Mondes und der anderen Himmelskörper
vor.

 Vertrag von Tlatelolco16 über das Verbot von Kernwaffen in Lateinamerika und
der Karibik vom 14. Februar 1967, der als erster Vertrag einen bewohnten Land-
strich zur kernwaffenfreien Zone erklärte.

 Vertrag über das Verbot der Anbringung von Kernwaffen und anderen Mas-
senvernichtungswaffen auf dem Meeresboden und im Meeresuntergrund17 vom
11. Februar 1971, der eine Nutzung des Meeresbodens für friedliche Zwecke vor-
sieht.

 Übereinkommen zur Regelung der Tätigkeiten von Staaten auf dem Mond und
anderen Himmelskörpern (Mondvertrag)18 vom 18. Dezember 1979, der die Sta-
tionierung von Nuklearwaffen oder anderen Massenvernichtungswaffen auf dem
Mond oder in dessen Umlaufbahn untersagt.

14 Gesetz vom 22.12.1978, BGBl. 1978 II, S. 1517.

15 Gesetz vom 2.10.1969, BGBl. 1969 II, S. 1967.

16 Text: Europa Archiv 1967, D 152-165. Der Vertrag ist bislang nicht von Kuba ratifiziert worden,
wurde aber durch die restlichen 33 Vertragsstaaten einseitig in Kraft gesetzt. Die Mercosur-Staaten
(Argentinien, Brasilien, Paraguay, Uruguay), Chile und Bolivien haben sich mit der Ushuaia-
Erklärung von 1998 zu einer Massenvernichtungswaffenfreien Zone erklärt.

17 Vertrag vom 11.02.1977 BGBl. 1977 II, S. 29.

18 Von der Bundesrepublik nicht ratifiziert. Text in: http://www.oosa.unvienna.org/SpaceLaw/moon.html [Stand:

4.10.2008].



- 7 -

 Vertrag von Rarotonga19 vom 17. August 1985 über das Verbot von Kernwaffen
im Südpazifik und das Lagern von atomaren Abfällen in den Gewässern der Region.

 Vertrag von Bangkok20 vom 15. Dezember 1995 über die nuklearfreie Zone Süd-
ostasien.

 Vertrag von Pelindaba21 vom 11. April 1996 über das Verbot des Testens, des Sta-
tionierens, den Besitz und die Herstellung von Kernwaffen in Afrika.
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